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NUTZEN SIE DIE STEUERSATZSPREIZUNG UNTER EHE-
LEUTEN DURCH EHEGATTEN-DARLEHEN 

Die Darstellung des Modells anhand eines konkreten 
Sachverhalts

    �Die Eheleute A + B werden zusammen veranlagt.
    �Sie leben im Güterstand der Zugewinngemeinschaft.
    �Ehemann A betreibt ein Einzelunternehmen.
    �Ehefrau B gibt A ein Darlehen i.H.v. 100.000 €.
    �Das Darlehen wird mit 5 v.H. verzinst.
    �A stellt keine Sicherheiten.
    �A zahlt die Zinsen nicht oder unregelmäßig.
    �A und B sind finanziell unabhängig.

Die Grundsätze zur Berücksichtigung von Darlehens-
verträgen zwischen Angehörigen

a) Darlehensverträge unter Angehörigen

Darlehensverträge unter Angehörigen müssen 3 Voraus-
setzungen erfüllen:
    �Sie müssen bürgerlich-rechtlich wirksam sein
    �Sie müssen fremdüblich sein
    �Sie müssen tatsächlich durchgeführt werden

b) Der Fremdvergleich

    �Der Fremdvergleich prüft, ob der Vertrag betrieblich 
oder privat veranlasst ist.

    �Nicht jede geringfügige Abweichung von der fremdübli-
chen Vertragsgestaltung ist schädlich.

    �Vertragschancen und Vertragsrisiken müssen in frem-
düblicher Weise verteilt sein.

    �Die mangelnde Besicherung kann bei einer kurzen Kün-
digungsfrist durch einen höheren Zinssatz ausgeglichen 
werden.

c) Die Besteuerung der Darlehenszinsen - bei Aner-	
     kennung des Darlehensvertrags -

    �B versteuert die Darlehenszinsen als Kapitaleinkünfte 
mit 25 v.H. Abgeltungsteuer und Abzugsverbot für Wer-
bungskosten, z.B. Refinanzierungskosten.

    �A zieht die Zinsen in voller Höhe als Betriebsausgaben ab.
    �B erhält den Sparer-Pauschbetrag i.H.v. 1.602 € (für bei-

de Ehegatten).
    �Unterliegt das zu versteuernde Einkommen der Ehe-

leute einem hohen Steuersatz, erzielen die Eheleute 
einen Progressionsvorteil durch das Steuersatzgefälle 
zwischen dem hohen Steuersatz und dem 25 v.H. Abgel-

     tungsteuersatz.

d) Keine Vollversteuerung der Darlehenszinsen, BFH 	
     v. 28.1.2015 VIII R 8/14, BStBl 2015 II, 397

    �Um das vorstehende Ergebnis zu verhindern, hat der 
Gesetzgeber diese Gestaltung zwischen Nahestehen-
den ausgeschlossen.

    �Was sagt der BFH zur Frage der nahestehenden Per-
sonen: Eheleute sind keine Nahestehenden in diesem 
Sinne, da grundsätzlich kein Ehegatte auf den anderen 
Ehegatten einen beherrschenden Einfluss hat.

    �Ausnahmsweise sind Eheleute nahestehende Personen, 
wenn ein Ehegatte von dem anderen Ehegatten finanzi-
ell abhängig ist.

    �In diesem Ausnahmefall unterliegen die Zinseinkünfte 
des beherrschten Ehegatten dem persönlichen Steuer-
satz und nicht der Abgeltungsteuer.

e) Das Ergebnis: Der Darlehensvertrag wird steuer-
     lich nicht anerkannt, weil die Grundvoraussetzun	
     gen für Verträge unter Angehörigen nicht erfüllt 	
     sind

    �Der zwischen A + B geschlossene Darlehensvertrag ist 
zwar zivilrechtlich wirksam geschlossen worden, aber 
dennoch steuerlich nicht anzuerkennen.

    �A hat seine Zinszahlungen nur willkürlich erbracht und 
somit gegen eine Grundvoraussetzung für die Anerken-
nung des Vertrags verstoßen.

    �Das Darlehen der B an A ist somit kein betriebliches, 
sondern ein privates Darlehen zwischen den Eheleuten.

    �Die Vorteile durch die Ausnutzung der Steuersatzsprei-
zung greifen hier somit nicht.

Sollten Sie Gestaltungen im vorstehenden Sinne anstreben, 
so sollten Sie dringend vorher das Gespräch mit Ihrer Steu-
erberaterin / Ihrem Steuerberater suchen.

KAPITALGESELLSCHAFTEN / 
KAPITALANLEGER
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GEFAHREN BEIM ELEKTRONISCHEN FAHRTENBUCH 

Die Werbung für elektronische Fahrtenbücher ist vielver-
sprechend. Die Internetseiten suggerieren, dass elektroni-
sche Fahrtenbücher „finanzamtskonform“ geführt werden 
können. Der Teufel steckt im Detail, wie eine aktuelle Ent-
scheidung des FG Niedersachsen zeigt. 

In seinem Urteil vom 23. Januar 2019 (3 K 107/17, Nichtzu-
lassungsbeschwerde eingelegt, Az. des BFH: VI B 25/19) be-
tonte das Niedersächsische FG, dass auch in einem elektro-
nischen Fahrtenbuch die Aufzeichnungen zeitnah geführt 
und in unveränderlicher Weise dokumentiert werden müs-
sen. Dies gelte insbesondere für automatisch aufgezeich-
nete Bewegungsprofile sowie für die jeweiligen konkreten 
Fahranlässe. 

KEINE ERSCHÜTTERUNG DES ANSCHEINSBEWEISES FÜR 
DIE PRIVATNUTZUNG EINES BETRIEBS-KFZ BEI NUT-
ZUNG EINES GLEICHWERTIGEN PRIVAT-KFZ DURCH DIE 
EHEFRAU 

In der Praxis stellt sich immer wieder die Frage zur priva-
ten PKW-Nutzung und der Anwendung der 1 v.H.-Regelung, 
wenn der Ehegatte im Privatvermögen ein gleichwertiges 
Fahrzeug besitzt und dieses Fahrzeug auch selber nutzt.

Wie das Finanzgericht Niedersachsen in seiner Entschei-
dung vom 20.03.2019 – 9 K 125/18 ausgeführt hat, ist es 
in vielen Unternehmen immer noch nicht bewusst, dass 
auch bei nur geringster Privatnutzung der Ansatz eines Pri-
vatnutzungsanteils erfolgt und dies nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs auch nicht zu einer verfassungswidrigen 
Übermaßbesteuerung führt.

Diese Folge ergibt sich auch dann, wenn im Privatvermögen 
ein weiteres - in Status und Gebrauchswert vergleichbares – 
Fahrzeug vorhanden ist, dieses Fahrzeug jedoch durch den 
Ehegatten, Lebenspartner, Lebensgefährtin oder anderen 
Haushaltszugehörigen zumindest auch genutzt wird.

Eine Erschütterung des Anscheinsbeweises für die private 
Nutzung des Betriebs-Kfz kann daher nur dann erfolgen, 
wenn der Unternehmer neben dem Betriebs-Kfz noch ein 
weiteres - in Status und Gebrauchswert vergleichbares – 
Fahrzeug für sich persönlich zur Verfügung hat.

WEN TRIFFT DIE RÜCKGÄNGIGMACHUNG EINES IN-
VESTITIONSABZUGSBETRAGS BEI EINER UNENTGELTLI-
CHEN UNTERNEHMENSÜBERGABE AUF DIE NACHFOL-
GEGENERATION? 

In der Praxis stellt sich bei der unentgeltlichen Betriebs-
übergabe auf die Nachfolgegeneration häufig die Frage, 
wer die Folgen einer Nichtinvestition bei der Inanspruch-
nahme eines Investitionsabzugsbetrags durch den Vermö-
gensübergeber zu tragen hat, der Vermögensübergeber 
oder der Vermögensübernehmer.

Grundsätzlich erfolgt die unentgeltliche Übertragung eines 
Betriebs von der Vorgänger- auf die Nachfolgegeneration 
nach § 6 Abs. 3 Einkommensteuergesetz zu Buchwerten.
Hierdurch könnte der Eindruck erweckt werden, dass die 
Rechtsfolgen der Rückgängigmachung des Investitionsab-
zugsbetrags auch den der Vermögensübernehmer treffen.

Hierbei muss jedoch berücksichtigt werden, dass die 
Rückgängigmachung des Investitionsabzugsbetrags rück-
wirkend im Jahr der Geltendmachung des Abzugsbetrags 
zu erfolgen hat. Durch diese Technik der rückwirkenden 
Korrektur ist der Abzug bei einer unentgeltlichen Betrie-
bübertragung beim Vermögensüberträger rückgängig zu 
machen und nicht beim Vermögensübernehmer.

ZAHNÄRZTE KÖNNEN NUN MIT BIS ZU 4 ANGESTELL-
TEN ÄRZTEN TÄTIG SEIN: DIE CHANCEN UND DIE RISI-
KEN 

Aufgrund der Neufassung von § 9 Abs. 3 Bundesmantelver-
trag Zahnärzte dürfen Inhaber von Einzelpraxen seit dem 
5.2.2019 statt zwei nunmehr bis zu 4 Kollegen(innen) in 
Vollzeit anstellen. Durch diese Maßnahmen können Zahn-
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arztpraxen wesentlich stärker wachsen als bisher. Bisher 
war eine derartige Situation Zahnmedizinischen Versor-
gungszentren (Z-MVZ) vorbehalten. Aus diesem Grunde 
wechselten viele Zahnärzte, die ein erhebliches Wachs-
tum angestrebt haben, in ein von einer GmbH getragenes 
Z-MVZ. Diesen Nachteil hat die Neuregelung nun aufgeho-
ben.

Soweit Sie über eine derartige Erweiterung nachdenken, so 
sollten Sie dringend das Gespräch mit Ihrer Steuerberate-
rin / Ihrem Steuerberater suchen. Durch eine gemeinsame 
Tätigkeit mit einem Fachanwalt für Medizinrecht lassen sich 
die vorgenannten Ziele nun relativ einfach erreichen.

Ein sehr bedeutsamer Hinweis: Bei der Anstellung weiterer 
Kollegen / Kolleginnen muss der Praxisinhaber / die Praxi-
sinhaberin gegenüber dem Zulassungsausschuss jedoch 
darlegen und beweisen, dass die persönliche Praxisfüh-
rung gewährleistet ist.

Dieses Erfordernis ist auch im Hinblick auf die ertragsteu-
erliche Beurteilung von erheblicher Bedeutung. Denn nur 
die persönliche Praxisführung durch den Praxisinhaber 
gewährleistet die Annahme von freiberuflichen Einkünften. 

Soweit sie nicht gegeben sein sollte, droht bei einer Ein-
zelpraxis eine partielle und bei einer Gemeinschaftspraxis 
eine komplette gewerbliche Tätigkeit mit der Folge der Ge-
werbesteuerpflicht.

STEUERRISIKEN BEI DER ÜBERLASSUNG HÄUSLICHER 
RÄUME ZUR EIGENBETRIEBLICHEN NUTZUNG 

Gesellschafter von Personen- und Kapitalgesellschaften 
nutzen nicht selten häusliche Räumlichkeiten auch für be-
triebliche Belange (z.B. als Arbeitszimmer oder als Akten-
lager).

Hier stellt sich jedoch die Frage, ob sich eine derartige Situa-
tion unter Berücksichtigung des Ertragsteuerrechts als vor-
teilhaft darstellt. Denn ertragsteuerlich führt ein derartiges 
Handeln regelmäßig zur Annahme von Betriebsvermögen 
der entsprechenden Gebäudeteile.  Unschöne Folge dieser 
Annahme ist die Steuerverhaftung der stillen Reserven (die 
Differenz zwischen den Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten ./. die in Anspruch genommenen Abschreibungen 
und dem jeweils aktuellen Verkehrswert der Immobilie).

Bei Personengesellschaften liegt in diesen Fallgestaltungen 
Sonderbetriebsvermögen beim entsprechenden Gesell-
schafter vor.

Bei Kapitalgesellschaften liegt in diesen Fallgestaltungen 
regelmäßig eine Betriebsaufspaltung vor.

Vor einer betrieblichen Nutzung von privaten Gebäude-
teilen (in den z.B. o.a. Fallgestaltungen) sollten Sie daher 
dringend das Gespräch mit Ihrer Steuerberaterin / Ihrem 
Steuerberater suchen.

DIE GEFAHREN DER INTEGRIERTEN VERSORGUNG DER 
PATIENTEN NACH § 140A FF. SGB V

Im Urteilsfall war eine Gemeinschaftspraxis gegeben, die 
sich auf Bluterbehandlungen spezialisiert hatte.

Die entgeltliche Abgabe von Präparaten an Patienten im 
Rahmen der sog. integrierten Versorgung ist grundsätzlich 
nicht als freiberufliche, sondern als eine gewerbliche Betä-
tigung zu qualifizieren.

Bei einer Einzelpraxis bestehen hier dennoch keine erheb-
lichen Gefahren, da hier dann maximal die Einkünfte als 
gewerblich zu qualifizieren sind, die aus der entgeltlichen 
Abgabe der Medikamente entstehen.

Bei einer ärztlichen Gemeinschaftspraxis stellt sich die Pro-
blematik jedoch leider erheblich verschärfender dar. Bei 
einer Personengesellschaft führt die teilweise gewerbliche 
Betätigung zur gewerblichen Infektion der gesamten Betä-
tigung der Personengesellschaft.

Im Urteilsfall ist das Finanzgericht Düsseldorf auch zu die-
sem Ergebnis gelangt.

Bevor Sie eine Vereinbarung mit der Krankenkasse über 
die integrierte Versorgung treffen, sollten Sie daher drin-
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gend vorher das Gespräch mit Ihrer Steuerberaterin / Ih-
rem Steuerberater suchen. Sie werden Ihnen Wege aufzei-
gen, wie die vorstehend beschriebenen unerwünschten 
Folgen vermieden werden können.

BARLOHN ODER SACHBEZUG? 

Die Finanzverwaltung hat beschlossen, die folgenden Ent-
scheidungen des BFH im BStBl Teil II zu veröffentlichen:

    �BFH-Urteil v. 7. Juni 2018 (VI R 13/16): Beiträge des Ar-
beitgebers für eine private Zusatzkrankenversicherung 
seiner Arbeitnehmer als Sachbezug

    �BFH-Urteil v. 4. Juli 2018 (VI R 16/17): Verwendungsbe-
zogene Zuschüsse des Arbeitgebers für eine private 
Zusatzkrankenversicherung seiner Arbeitnehmer als 
Barlohn

Damit wenden die Finanzbehörden diese Entscheidun-
gen allgemein an. Offensichtlich ist kein begleitendes 
BMF-Schreiben gegenwärtig geplant. Damit können in Au-
ßenprüfungen Diskussionen über das Vorliegen von Sach-
lohn aufkommen. 

Ausblick
Der vorliegende Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (sog. JStG 
2019) enthält eine gravierende Verschärfung bei der Ab-
grenzung zwischen Barlohn und Sachzuwendungen. In § 8 
Abs. 1 EStG soll Folgendes aufgenommen werden:

„²Zu den Einnahmen in Geld gehören auch zweckgebundene 
Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurro-
gate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten so-
wie die Beiträge oder Zuwendungen, die dazu dienen, einen Ar-
beitnehmer oder diesem nahestehende Personen für den Fall 
der Krankheit, des Unfalls, der Invalidität, des Alters, des Todes 
oder gegen andere Risiken bei einem Dritten mit einem eigenen 
unmittelbaren Rechtsanspruch abzusichern. 

³Satz 2 gilt nicht bei Gutscheinen, die zum Bezug von Waren oder 
Dienstleistungen vom Aussteller des Gutscheins berechtigen.“

Hintergrund für die Gesetzesänderung ist auch, dass der 
Gesetzgeber künftig entgeltoptimierte Gestaltungen durch 
Einsatz von Gutscheinkartensystemen und gleichzeitiger 
Ausnutzung der 44 EUR-Freigrenze oder der Pauschalie-
rung nach § 37b EStG verhindern will. Zudem soll für Zu-
kunftssicherungsleistungen generell die 44 EUR-Freigrenze 
nicht mehr anwendbar sein.

ERHÖHUNG DES VERPFLEGUNGSMEHRAUFWANDS 
VORGESEHEN 

Der vorliegende Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (sog. JStG 
2019) enthält auch eine Anhebung der inländischen Mehr-
aufwendungen für Verpflegung mit Wirkung ab 2020

Auswärtstätigkeiten ohne Übernachtung
Abwesenheitsdauer bis zu 8 Stunden	                             0 EUR
Abwesenheitsdauer mehr als 8 Stunden	                     14 EUR

Auswärtstätigkeit mit Übernachtung
Anreisetag		                                14 EUR
Abreisetag		                                14 EUR
Vollständiger Reisetag	                               28 EUR

Es ist davon auszugehen, dass die Anhebung der inländi-
schen Tagegeldsätze auch Auswirkungen auf die Auslands-
reisekostensätze haben wird.
Wird dem ArbN anlässlich oder während einer Tätigkeit au-
ßerhalb seiner ersten Tätigkeitsstätte vom ArbG oder auf 
dessen Veranlassung von einem Dritten eine Mahlzeit zur 
Verfügung gestellt, sind ermittelte Verpflegungspauscha-
len in gewisser Höhe zu kürzen (siehe § 9 Abs. 4a Satz 8 
EStG). 

Die Kürzung der Mehraufwendungen für Verpflegung er-
folgt immer auf der Grundlage der für 24 Stunden gelten-
den Pauschale. Folgende Kürzung ergibt sich bislang:
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Frühstück	                           20 % v. 24 EUR =	          4,80 EUR
Mittag-/Abendessen               40 % v. 24 EUR =	          9,60 EUR

Durch die geplante Erhöhung der Tagegelder tritt folgende 
Folgewirkung ein:

Frühstück	                           20 % v. 28 EUR =	          5,60 EUR
Mittag-/Abendessen               40 % v. 28 EUR =	         11,20 EUR

VORFÄLLIGKEITSENTSCHÄDIGUNG UND BEENDIGUNG 
DER DOPPELTEN HAUSHALTSFÜHRUNG 

Mit Urteil v. 3. April 2019 (VI R 15/17) hat der BFH entschie-
den, dass eine Vorfälligkeitsentschädigung, die anfällt, weil 
die Wohnung am Beschäftigungsort anlässlich der Beendi-
gung einer aus beruflichem Anlass begründeten doppelten 
Haushaltsführung veräußert wird, nicht als Werbungskos-
ten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit zu 
berücksichtigen ist.

DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG: NEUES ZUR 
1.000 EUR-GRENZE 

Der Gesetzgeber hat seit 2014 bestimmt, dass als Unter-
kunftskosten für eine doppelte Haushaltsführung im In-
land die tatsächlichen Kosten angesetzt werden können, 
höchstens jedoch 1.000 EUR im Monat (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 
5 Satz 4 EStG).

Praxishinweis
Diese Begrenzung auf 1.000 EUR im Monat gilt nicht 
bei einer im Ausland unterhaltenen doppelten Haus-
haltsführung. Als „notwendige Aufwendungen“ sind 

insoweit die Aufwendungen in tatsächlicher Höhe ab-
ziehbar, soweit sie die ortsübliche Miete für eine nach 
Lage und Ausstattung durchschnittliche Wohnung am 
Ort der ersten Tätigkeitsstätte mit einer Wohnfläche 
bis zu 60 qm nicht überschreiten.

Im Gesetz wird nicht näher bestimmt, welche Aufwendun-
gen den Unterkunftskosten zuzurechnen sind. Der BFH 
hat mit seiner Entscheidung vom 4. April 2019 (VI R 18/17) 
folgende – für die Praxis bedeutsame – Entscheidung ge-
troffen:

    �Zu den Aufwendungen für die Nutzung der Unterkunft 
zählen neben der Miete auch die (warmen und kalten) 
Betriebskosten einschließlich der Stromkosten. Diese 
Sichtweise entspricht auch der bislang bereits vertrete-
nen Verwaltungsauffassung.

    �Nicht zu den Aufwendungen für die Nutzung der Unter-
kunft zählen jedoch die Aufwendungen für Haushalts-
artikel und Einrichtungsgegenstände einschließlich AfA. 
Unerheblich ist hierbei, ob es sich um Arbeitsmittel han-
delt oder nicht. Nach Auffassung des BFH ändert auch 
der Umstand daran nichts, dass diese Wirtschaftsgüter 
in der Unterkunft genutzt werden.

    �Wird eine möblierte oder teilmöblierte Wohnung ange-
mietet, sind die Kosten für die angemieteten Möbelstü-
cke den sonstigen Aufwendungen der doppelten Haus-
haltsführung zuzurechnen. Für diese anteiligen Kosten 
gilt die 1.000 EUR-Grenze nicht. 

    �Der BFH weist auf Folgendes hin: Soweit der Mietvertrag 
keine Aufteilung der Miete für die Überlassung der Woh-
nung und der Möbelstücke enthält – wie dies in der Re-
gel der Fall sein wird – ist die Miete im Schätzungswege 
aufzuteilen. Die Schätzung dürfte sich an den Umstän-
den des jeweiligen Einzelfalls orientieren. Der Mietspie-
gel bzw. Vergleichsmieten dürften einen Schätzungsan-
haltspunkt bieten.

    �Die Finanzverwaltung bezieht die Aufwendungen für Ein-
richtungsgegenstände in die 1.000 EUR-Grenze ein. In-
soweit weicht der BFH von der Verwaltungsauffassung 
ab. Es bleibt abzuwarten, wie die Finanzverwaltung auf 
diese Rechtsprechung reagieren wird.
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Praxishinweis
Die Entscheidung ist auch bei einer im Ausland unter-
haltenen doppelten Haushaltsführung bedeutsam. In 
die Prüfung der ortsüblichen Miete dürften die Kosten 
der Einrichtungsgegenstände ebenso nicht einzube-
ziehen sein. Bei derartigen Kosten handelt es sich um 
sonstige Aufwendungen der doppelten Haushaltsfüh-
rung. Im Falle der Anmietung einer möblierten oder 
teilmöblierten Wohnung sind die Aufwendungen eben-
so im Schätzungswege aufzuteilen. 
Werden im Ausland erzielte Einkünfte in Deutschland 
unter dem Progressionsvorbehalt freigestellt, werden 
die Progressionsvorbehaltseinkünfte nach deutschem 
Recht ermittelt. Die neue BFH-Rechtsprechung ist auch 
hierfür bedeutsam.

Der BFH weist in seiner aktuellen Entscheidung zudem da-
rauf hin, dass die Aufwendungen für die Nutzung der Un-
terkunft (nur) ab Begründung der doppelten Haushaltsfüh-
rung angesetzt werden dürften. 

Im Streitfall wurde der neue Arbeitsplatz verbunden mit 
der neuen ersten Tätigkeitsstätte im Mai 2014 aufgenom-
men, die die doppelte Haushaltsführung begründende 
inländische Zweitwohnung wurde aber erst ab Juni 2014 
angemietet. Somit standen als Unterkunftskosten max. (7 
Monate x 1.000 EUR=) 7.000 EUR zur Verfügung. Das Fi-
nanzamt war großzügiger und gewährte einen Kostenab-
zug von bis zu 8.000 EUR. 

Im Urteilsfall war diese Spitzfindigkeit jedoch nicht ent-
scheidungserheblich, da beide Höchstbeträge durch den 
tatsächlichen Unterkunftsaufwand unterschritten waren.

VORSTEUERAUFTEILUNG BEI EINEM TEILWEISE UM-
SATZSTEUERFREI UND UMSATZSTEUERPFLICHTIG VER-
MIETETEN WOHN- UND GESCHÄFTSHAUS 

Seit Jahrzehnten schwelt ein Streit zwischen den Finanzbe-
hörden und den Steuerpflichtigen zur Frage der Vorsteu-
eraufteilung bei einem teilweise umsatzsteuerfrei und um-
satzsteuerpflichtig vermieteten Wohn- und Geschäftshaus.
Streitig war bis zu der jetzigen endgültigen Entscheidung, 
ob die Aufteilung nach dem Umsatzschlüssel erfolgen 
kann oder ob immer der Flächenschlüssel zur Anwendung 
gelangt.

Der durch die Gerichte nun entschiedene Streitfall hat eine 
wahre Odyssee hinter sich.

Zunächst hatte das Finanzgericht Düsseldorf den Klägern 
Recht gegeben und eine Aufteilung nach dem Umsatz-
schlüssel durchgeführt.

Aufgrund der Revision der Finanzbehörden ist der Streit-
fall zum Bundesfinanzhof gelangt, der die Streitfrage dem 
EuGH vorgelegt hat.

Daraufhin haben zunächst der EuGH und daran an-
schließend der BFH deutlich gemacht, dass im Regelfall 
der Flächenschlüssel zu einem sachgerechten Ergebnis 
führt. Eine Ausnahme hiervon ist nur dann zulässig, 
wenn signifikante Unterschiede bei den Baukosten ge-
geben sind.

Zur abschließenden Entscheidung hat der BFH die Sache 
an das FG zurückverwiesen.

Das FG hat nun den Flächenschlüssel zur Anwendung ge-
bracht. Hintergrund der Entscheidung des FG ist, dass sich 
eine Vielzahl von Unterschieden in der Bauausführung er-
gab. Diese führten teilweise zu erhöhten Baukosten für die 
vermieteten Ladenlokale und teilweise zu erhöhten Bau-
kosten für die vermieteten Wohnungen. 

Aus diesem Grunde ist dem Steuerpflichtigen der Nach-
weis nicht gelungen, dass der Umsatzschlüssel gegenüber 
dem Flächenschlüssel angemessener ist.

Für die Praxis bedeutet die Entscheidung des FG, dass die 
Odyssee nunmehr beendet ist, und die anzuwendenden 
Regeln nunmehr feststehen:

    �Im Regelfall wird der Flächenschlüssel zur Anwendung 
gelangen.

    �In Ausnahmefällen – jedoch mit erheblichen Nachweis-
pflichten für den Steuerpflichtigen – kann der Umsatz-
schlüssel zur Anwendung kommen.
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Haftungsausschluss | Die in diesem Rundschreiben stehenden Texte sind nach bestem Wissen und 
Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch 
notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen.

FÄLLIGKEITSTERMINE FÜR STEUERN UND BEITRÄGE ZUR 
SOZIALVERSICHERUNG VON JULI BIS SEPTEMBER 2019

STEUERTERMINE IM JULI 2019 

STEUERTERMINE IM AUGUST 2019 

STEUERTERMINE IM SEPTEMBER 2019 

DIE FÄLLIGKEITEN DER SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGE ERGEBEN SICH AUS DER NACHFOLGENDEN TABELLE: 

10.07.2019 Umsatzsteuer 5.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 6.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 6.2019

Lohnsteuer II.2019

12.08.2019 Umsatzsteuer 6.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 7.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 7.2019

15.08.2019 Gewerbesteuer III.2019

Grundsteuer III.2019

10.09.2019 Einkommensteuer-VZ III.2019

Körperschaftsteuer-VZ III.2019

Umsatzsteuer 7.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 8.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 8.2019

Eingang Beitragsnachweis Zahlungseingang

25.07.2019 29.07.2019

26.08.2019 28.08.2019

24.09.2019 26.09.2019

Bei Scheckeinzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin vorliegen. 


